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Die mit dem Bezugsschreiben festgelegte Verfahrensweise bei der Prüfung der Identität von 
Bewerberinnen und Bewerbern um eine Fahrerlaubnis ist inzwischen durch weitere Rechtsän- 
derungen im Aufenthaltsrecht überholt. Zum 1. September 2011 wurde in Deutschland der 
elektronische Aufenthaltstitel (eAT) eingeführt. Dieses neue Dokument zum Nachweis eines 
Aufenthaltsrechts in Deutschland in Form einer Scheckkarte ersetzt seither nach und nach die 
bisher als Klebeetikett im Reisedokument eingeklebten Aufenthaltstitel (Aufenthaltserlaubnis, 
Niederlassungserlaubnis, Daueraufenthalt-EG), die nunmehr längstens bis zum 31.08.2021 
gültig sind. Auch die bisherigen Aufenthaltskarten für Drittstaats-Familienangehörige von Uni- 
onsbürgern werden seither als eAT ausgestellt. Der eAT ist ebenso wie der bereits eingeführte 
neue Personalausweis für deutsche Staatsangehörige technisch so ausgestaltet, dass seine 
Nutzung zum „Elektronischen Identitätsnachweis“ oder zur „Qualifizierten elektronischen Signa- 
tur“ grundsätzlich möglich ist. 

Zur weiteren Sicherstellung einer einheitlichen Verfahrensweise bitte ich, ab sofort wie folgt zu 
verfahren: 

1. Nach § 21 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 FeV hat der Fahrerlaubnisbewerber seinem Antrag einen amtli- 
chen Nachweis über Ort und Tag der Geburt beizufügen. Außer der Geburtsurkunde und ei- 
nem Auszug aus dem Familienbuch, die nur zusammen mit einem amtlichen Lichtbildaus- 
weis geeignet sind, kommen als Nachweis nur gültige Ausweisdokumente in Betracht. Dies 
können sein 

1.1 bei deutschen Fahrerlaubnisbewerbern 

^ Personalausweis (ggf. vorläufiger) 

^ Reisepass (ggf. vorläufiger) 
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1.2 bei ausländischen oder staatenlosen Fahrerlaubnisbewerbern 

^ Personalausweis (gilt nur für Unionsbürger (EU) sowie Staatsangehörige von Is- 

land, Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz) 

^ ausländischer (Reise-) Pass 

^ Reiseausweis für Flüchtlinge (s. Muster der Anlage 1) 

^ Reiseausweis für Staatenlose (s. Muster der Anlage 2) 

^ ein deutscher (s. Muster der Anlagen 3 und 4) oder ausländischer Pass- oder 

Ausweisersatz mit Lichtbild und Angaben zur Person 

2. Als eine dem amtlichen Nachweis über Ort und Tag der Geburt nach § 21 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 
FeV vergleichbare Unterlage können bei Ausländern folgende gültige Dokumente herange- 
zogen werden 

^ eAT (s. Muster der Anlage 5) mit Lichtbild 

^ eine Bescheinigung über die Duldung mit Lichtbild und Angaben zur Person (s. 
Muster der Anlage 6) nach § 60a Abs. 4 AufenthG 

^ eine Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung (mit Lichtbild und Angaben zur 
Person) für Asylbewerber (s. Muster der Anlage 7) nach § 63 Abs. 1 Asylverfah- 
rensgesetz 

3. Andere ausländerrechtliche Bescheinigungen/Dokumente, die nicht die Qualität eines mit 
Lichtbild und Angaben zur Person versehenen Ausweisersatzes aufweisen (z.B. 
Grenzübertrittsbescheinigung), eignen sich nicht als Identitätsnachweis und können auch bei 
der Identitätskontrolle nach § 16 Abs. 3 Satz 3 FeV und § 17 Abs. 5 Satz 2 FeV nicht akzep- 
tiert werden mit der Folge, dass eine Fahrerlaubnisprüfung nicht durchgeführt und eine 
Fahrerlaubnis nicht erteilt werden darf. 

4. Die Reiseausweise für Fiüchtiinge oder Staateniose, der Pass- oder Ausweisersatz, 
der eAT und die Bescheinigungen über die Duidung bzw. Aufenthaitsgestattung dür- 
fen nicht mit dem amtiichen Hinweis versehen sein, dass die Personaiangaben auf den 
eigenen Angaben des Ausiänders beruhen. 

5. Vor der Durchführung der theoretischen und praktischen Fahrerlaubnisprüfuna hat sich der 
Sachverständige oder Prüfer durch Einsicht in den Personalausweis oder Reisepass von der 
Identität des Bewerbers zu überzeugen (§§ 16 Abs. 3 und 17 Abs. 5 FeV). Bestehen Zweifel 
an der Identität, darf die Prüfung nicht durchgeführt werden und der Fahrerlaubnisbehörde ist 
davon Mitteilung zu machen. Die Identifizierung vor der Fahrerlaubnisprüfung findet statt, um 
festzustellen, ob tatsächlich die Person zur Prüfung erscheint, die den Antrag auf Erteilung 
einer Fahrerlaubnis gestellt hat. 

Im Rahmen der Antragstellung wird von der Fahrerlaubnisbehörde die Identität des Bewer- 
ber auf Grundlage der nach § 21 Abs 1 FeV und § 2 Abs. 6 StVG vorzulegenden Nachweise 
geprüft. Zum Zeitpunkt der Antrag Stellung werden nur gültige Nachweise anerkannt. Bis zur 
Durchführung der theoretischen und praktischen Prüfung können vorgelegte Dokumente we- 
gen Fristablaufs ihre Gültigkeit verlieren. 
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5.1 Soweit ausländische Fahrerlaubnisbewerber keinen Personalausweis oder Reispass 
zur Identitätsprüfung vorlegen, sind die Art und die Nummer der ausländerrechtlichen 
Bescheinigungen/Dokumente in den Prüfauftrag zu übernehmen, damit der Prüfer er- 
kennen kann, ob ihm derselbe Identitätsnachweis vorgelegt wird (Nr. 2 Prüfungsricht- 
linie). 

Steht das bei der Antragstellung vorgelegte Ausweisersatzpapier nicht mehr zur Ver- 
fügung, kann vom Prüfer entweder ein in der Dokumentenart identisches Papier mit 
einer neuen Gültigkeit oder ein gültiger Personalausweis bzw. Reisepass für die Iden- 
titätsprüfung anerkannt werden, soweit eine zweifelsfreie Identifikation möglich ist. 

Bestehen Zweifel an der Identität oder wird das vorgelegte Dokument nicht aner- 
kannt, prüft der LBV gegebenenfalls unter Hinzuziehung von - E 3 - und entscheidet 
über das weitere Vorgehen. 

5.2 Bei deutschen Antragstellern bestehen keine Bedenken, soweit eine zweifelsfreie 
Identifizierung anhand des wegen Fristablaufs ungültig gewordenen Ausweisdoku- 
mentes möglich ist, wenn für die Identifizierung vor der Prüfung Personalausweise 
bzw. Reisepässe herangezogen werden, die längstens seit einem Jahr abgelaufen 
sind. Diese Entscheidung ergeht in Anlehnung an das Europäische Übereinkommen 
über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des Euro- 
parates vom 13. Dezember 1957 (BGBl. II S. 389) in der jeweils geltenden Fassung. 

6. Nach § 87 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes haben öffentliche Stellen unverzüglich die Aus- 
länderbehörde zu unterrichten, wenn sie von dem Aufenthalt eines Ausländers Kenntnis er- 
langen, der weder einen erforderlichen Aufenthaltstitel noch eine Duldung besitzt. Dies trifft 
z.B. dann zu, wenn in einer vorgelegten ausländerrechtlichen Bescheinigung Aufenthalts- 
oder Duldungsfristen abgelaufen sind. In diesen Fällen ist 

- E 3 - (Tel.: 4 28 39-22 98) 
zu informieren. 

7. Das Schreiben mit Aktenzeichen - A 311/751.39-4-00007 - vom 25.02.2008 wird durch die- 
se Anweisung ersetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 



Anlage 1 

Muster eines Reiseausweises für Flüchtlinge nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Aufenthaltsverordnung 

(Anlage D7a) 
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Quelle: eigene Darstellung nach BGBl. I 2007, 2075- 2077 
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Anlage 2 

Muster eines Reiseausweises für Staatenlose nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Aufenthaltsverordnung 

(Anlage D8a) 

I 

I i 

  

'. l3.'Au9cmirU/CSi>«(»VK(C«tfik! ai 

DWsar RoiBcaiMtfevitf A>t0t«Acn£^Bai^.«^iHr;bRiinuuWii t«c u< le^ .7 cfccvr04s 0^ rt« fcul$ ri-rh 1:^'r^q 

i*iiii^rf1]~l ilW~1JTrliliTiji1ilf‘'1|JifA^- 

r?Mif1Hr*a^irtiiiHtfJ fc ftflHiTiTi ifiiff urfiytlili irhhtMyipwnfiUni' 4i#iei«r fitoVT. • &-XRM kMi (iM0wdu«E-^ Slanur^srlgM tmi kruerit^sc ftte I.r<} SOMfiA «M .•,•:•...•••■■:•-- 1F<C> i^KWinl 9 •6hV:vdl^-9':v{cV:t9 cnS>in^ 4K^ t>»jrpir'«ritn ’-a li«#' BMunMiE WHCJi-fefn Mfw Jn.Mu.'dl C'tUwsul''tfU0H3.-r iC’WthaLl. J lU «rt# II rjj, ii-[Y«tfco(t4’" *™Hä ' Cvi^i^(ü»>vrvßr<tii44*wiMqi;Kn«ic.eniu>^kH>rwiftiMr4uiAiiUk« -}J>i3»ijgiicoTdr'ra^»^]i'MMiii Tcml tf rw.fa^uf« ' w de N> >vi)ii9ie4t4 dd kU4u l.-4n^r» ei {M» and w iidlik«4 
C«TrAiix>^i%'f1pfc*U)** fct4b»r«!S#«)l^'rfi»^«l*'ii!»WW" EBk|ii)djit-eriBc 5it;äi;4jldiMAr4nHte^nilFW!pu1fl^JVdKKiii^ ' Hw JOUM* ii'lidhcrlBil bs»klntle M' C^itwii’ nUdTi. 
la.4« Robirqvii ^wkMd'4 k.rsBKjni« in ntpijb-vcud Md)TtaiifdJc«uvn«. pMdjrri'li *mU^ srwcriiftie^Brw'as lim! 

bnii{)vii/r>*i^94< he>lP4P> üiiKi«Etd«i.%iiden* I^nUllKC«dilcJ>l4;d na-Jn 99.ls.iE41u lWii£äHiln;4w k;ifiiil^ «Mginfiv t* w iwiw . (Mw-cHeMn w4. im zufUfra'i^tn B4nc'E4n''M#94 wfafHiitniwgafct ' 
3«Iimbii>w,i-9q-J!W^tJ«. JI*!bl7k.n9«*WI;habkdSlM'ti»iiH.I>t''.|*M!vl>f(Bn. tfi« ceM4f tu« nEr-ie94(Ki h a'CMjnnrerffHk'.mM IW r«4»iai Mp.^. >»9t..4 IM MtMM » i!iu*i »» 'h« 'dpitipii;i|n l*^•n^^Wl>W*5^■a1il*•(lW!u^rl■^^.^^W■•• tiaM.'(K* srsMTic <±üii£3uu.»^ ba fcs’aädBiT.'to !TM kuinatv Wjh)t»'i»>»MH.- Gr 4w 4^iiMM*nmL PliMbCAK tMrw>^ . -crAM(agra.<¥I*MsilAl>iTldd^'H(AHIta)9>l:»e«ftpU«erAiWan'ani »rtsiVaMrdti. (TWfic^iwu?w KJMon»9'eeiirMi3rtKW‘Cb^mw ftuns bam taäiXH-.P^kmtlindftdäwicweiwi^M Ktwsa'iUG^wtHaAvM. 

-:.--Kip.JK»ir«CfI?«[ir«G|i*p(...' . 
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Anlaae 3 

Muster eines Reiseausweises für Ausländer nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Aufenthaltsverordnung 

(Anlage D4c) 
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Anlaqe 4 

Muster eines Ausweisersatzes gemäß § 48 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes in Verbindung mit 
§ 78a Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes (Anlage D1 Aufenthaltsverordnung) 
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Quelle: eigene Darstellung nach BGBl. 12011,1536-1537, BGBl. I 2004, 2972 u. 3028 
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Anlaqe 5, Seite 1 

eAT nach § 78 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes (Anlage D14a Aufenthaltsverordnung) 

hier: Muster eines eAT erteilt als Niederlassungserlaubnis 
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Anlaqe 5, Seite 2 

hier: Muster eines eAT erteilt als Niederlassungserlaubnis (Familienangehöriger) 
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Anlaae 5. Seite 3 

hier: Muster eines eAT erteilt als Daueraufenthalt-EG 

AUFENTHALTSTITEL 

SINGH 

JASIN ALI 

UNBEFRISTET 
AuwtvNuBVMrt/'Chmv PitM 
DORTMUND 

01-04-2011 
Art 

DAUERAUFENTHALT-EG 

9f\ 
tRCRSStÄJICKEJ r CESTmEI 

926645520 
oÄTic eis ia-o»-20i6 

Y701001V5 

952325 
Um«nc«H*n ^ Wmtimw/aw tniutHn 

RESIDENCE PtRMlT 

•'>'-dif 

02-11-1976 
StM<*an4e<x>nttk»<l 
IND 

6jicW«cW 
M 

175 cm BRAUN 

44227 DORTMUND 

UFERSTR.8 

AijiLl rb*AiO«flif 

DORTMUND 

Di 

f 

ARD<<Y701001V51<<<<<<<<<<<<<<< 

7611027M16D9189IN0<<<<<<<<<<<2 

SINGH<<JASIN<ALI<<<<<<<<<<<<<< 



-11 - 

Anlage 5, Seite 4 

hier: Muster eines eAT erteilt als Aufenthaltserlaubnis-CH 
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Anlage 5, Seite 5 

hier: Muster eines eAT erteilt als Aufenthaltskarte (Familienangehöriger-EU) 
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Anlaae 5. Seite 6 

hier: Muster eines eAT erteilt als Daueraufenthaltskarte (Familienangehöriger-EU) 
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Quelle: Darstellung nach BGBl. I 2011, 1542- 1547 
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Anlage 5, Seite 7 

hier; Muster eines eAT erteilt als Blaue Karte EU 
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Anlaqe 6 

Muster einer Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung (Duidunq) nach § 60a Abs. 
4 Aufenthaitsgesetz 
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Quelle: eigene Darstellung nach BGBl. I 2004, 2972 - 2974 
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Anlaqe 7 

Muster einer Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung (§ 63 Abs. 1 Asyl Verfahrensge- 
setz) 
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Quelle: eigene Darstellung nach BGBl. I 2004, 3023- 3025 


